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Bonn, den 2. März 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kriegsopferversorgung - Entwurf eines Dritten Neu- 
ordnungsgesetzes — 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Bals, Bazille, 
Glombig, Höhmann (Hessisch Lichtenau), Frau Schan- 
zenbach und der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/310 - 


Die obenbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich für die 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1 (Ist die Bundesregierung bereit, den im Bulletin 
Nummer 91 vom 25. Mai 1965 veröffentlichten Be- 
schluß der Bundesregierung zu vollziehen und „im 
Haushaltsjahr 1966 dem Bundesrat und Bundes- 
tag ein Drittes Neuordnungsgesetz zum Kriegs- 
opferrecht vorzulegen, das die Grundlage für eine 
laufende Angleichung der Rentenleistungen in 
zweijährigem Abstand" bilden soll?) 

Die Bundesregierung ist nach wie vor bemüht, im Jahre 1966 
ein Drittes Neuordnungsgesetz zum Kriegsopferrecht vorzule- 
gen, das die Grundlage für eine laufende Angleichung der 
Rentenleistungen in zweijährigem Abstand bilden soll. Dieses 
Bestreben der Bundesregierung ist zu Beginn der gegenwär- 
tigen Legislaturperiode sowohl vor dem Deutschen Bundestag 
als auch in der Öffentlichkeit schon wiederholt zum Ausdruck 
gebracht worden. 

Zu Frage 2 (Zu welchem Termin gedenkt die Bundesregierung 
diesen Gesetzentwurf vorzulegen?) 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich nur schwer Voraussagen, 
wann die Vorarbeiten für den Regierungsentwurf abgeschlossen 
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werden können. Angesichts der schwierigen Probleme, insbe- 
sondere der Frage einer laufenden Anpassung der Renten und 
der politischen Tragweite eines solchen Gesetzes erscheint es 
notwendig, bei den Vorbereitungsarbeiten in einen sehr engen 
Gedankenaustausch mit den für die Durchführung des Bundes- 
versorgungsgesetzes zuständigen Ländern und den Kriegsopfer- 
verbänden zu treten. Ein erstes grundsätzliches Gespräch mit 
den Verbänden hat bereits am 1. Februar 1966 stattgefunden. 
Weitere Gespräche sind für März und April vorgesehen. Die 
Bundesregierung ist bestrebt, den Entwurf so rechtzeitig vor- 
zulegen, daß der Deutsche Bundestag in der Lage sein wird, 
noch in diesem Jahr den Entwurf zu beraten. 

Zu Frage 3 (Wann soll nach Auffassung der Bundesregierung 
dieses Dritte Neuordnungsgesetz in Kraft treten?) 

Ein bestimmter Termin für das Inkrafttreten eines Dritten Neu- 
ordnungsgesetzes kann z. Z. noch nicht genannt werden. Er 
wird unter anderem auch von der materiell-rechtlichen Gestal- 
tung und den damit verbundenen finanziellen Aufwendungen 
abhängig sein. 

Zu Frage 4 (Bedeutet die gemäß Bulletin Nummer 91 vom 
25. Mai 1965 von der Bundesregierung zugesagte 
„Angleichung unter Berücksichtigung der Entwick- 
lung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und 
des realen Wachstums der Volkswirtschaft”, daß 
die Vollrente des erwerbsunfähigen Beschädigten 
an der allgemeinen Bemessungsgrundlage der ge- 
setzlichen Rentenversicherung zu orientieren ist, 
oder welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung sonst, dieses Versprechen zu erfüllen?) 

Die Bundesregierung ist bestrebt, einen Anpassungsmodus zu 
finden, der die Eigenständigkeit des Kriegsopferrechts gewähr- 
leistet und auch den Besonderheiten eines vielgliedrigen Lei- 
stungsrechtes Rechnung trägt unter Berücksichtigung der Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und des realen 
Wachstums der Volkswirtschaft. 

Zu Frage 5 (Wie will die Bundesregierung die Erklärung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung im 
Bulletin Nummer 91 vom 25. Mai 1965 verwirk- 
lichen, wonach gleichzeitig „die einzelnen Renten 
und sonstigen Leistungen zueinander ins richtige 
Verhältnis gesetzt werden" müssen?) 

Die Bundesregierung wird bei ihrer Gesetzesvorlage darauf 
achten, daß sich die einzelnen Versorgungsbezüge im Rahmen 
des gesamten Leistungsgefüges halten mit dem Ziele, auf diese 
Weise eine harmonische Abstimmung der Leistungen des Ge- 
setzes untereinander zu gewährleisten. 
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Zu Frage 6 (Welche Vorschläge wird die Bundesregierung zur 
Angleichung der Grundrenten vorlegen?) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind auch die Grund- 
renten entsprechend ihrer Bedeutung und Rangordnung im 
Gesetz in die künftigen Angleichungen der Versorgungsbezüge 
einzubeziehen. 

Zu Frage 7 (Wird die Bundesregierung in dem Gesetzentwurf 
vorsehen, daß die Witwenrente auf 60 vom Hun- 
dert der Rente des erwerbsunfähigen Beschädigten 
festgesetzt wird?) 

Die Bundesregierung ist erst nach Abschluß aller Vorarbeiten 
und Prüfungen in der Lage, Entscheidungen über die Höhe der 
einzelnen Rentensätze — und damit auch über die Höhe der 
Witwenrente — zu treffen. 


Hans Katzer 
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